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Tagesordnungspunkt

Satzung uber die Erhebung von Gebuihren fur die Durchfihrung der
Brandverhutungsschau in der Stadt Bergisch Gladbach sowie
Entgeltordnung fir sonstige Leistungen der
Brandschutzdienststelle der Stadt Bergisch Gladbach

Beschlussvorschlaq:

1. Die Satzung Uber die Erhebung von Gebiihren fir die Durchfihrung der
Brandverhutungsschau in der Stadt Bergisch Gladbach wird in der vorgestellten Fassung

beschlossen.

2. Die Entgeltordnung fur sonstige Leistungen der Brandschutzdienststelle der Stadt
Bergisch Gladbach wird in der vorgestellten Fassung beschlossen.




Auswirkungsubersicht Klimarelevanz:

keine Klimarelevanz:

positive Klimarelevanz:

negative Klimarelevanz:

X

Weitere notwendige Erlauterungen:

(...)

Finanzielle Auswirkungen:

keine Mehrertrage: Mehraufwendungen:
Auswirkungen:
Ifd. Jahr Folgejahre | Ifd. Jahr Folgejahre
konsumtiv:
investiv:
planmaBig:

auBerplanmaRig:

Weitere notwendige Erlauterungen:

Im Zeitraum 2018 bis 2022 wurden im Durchschnitt jahrlich rund 17.000 € Geblhren sowie
5.000 € Entgelte eingenommen.

Die Haushaltsplanung 2023 stitzte sich auf die Annahmen, dass alle Stellen in der
Brandschutzdienststelle in 2023 durchgangig besetzt waren und sowohl Satzung wie auch
Entgeltordnung mit neu kalkulierten Gebuhren und Entgelten zum 01.01.2023 in Kraft treten
sollten. Die seit Jahresanfang gegebene vakante Stelle kann voraussichtlich erst im vierten
Quartal 2023 besetzt werden. Dabei ist zu berucksichtigen, dass noch eine
Zusatzausbildung fur die Tatigkeit notwendig wird und eine vollwertige
Aufgabenwahrnehmung erst im Laufe des zweiten Quartals 2024 erfolgen kann. Vor diesen
Hintergriinden ist bereits jetzt absehbar, dass die flr 2023 vorgesehenen Planwerte
(Geblhreneinnahmen von 85.000 € und Entgelteinnahmen von 26.000 €) nicht erreicht

werden konnen.

Die Haushaltsplanung 2024 bericksichtigt bereits diese Umstande und sieht auch mit Blick
auf die konkret vorliegende Kalkulation Gebuhreneinnahmen von 100.000 € und
Entgelteinnahmen von 30.000 € vor.

Personelle Auswirkungen:

keine Einsparungen: Einstellungen:
Auswirkungen:

planméRig X

auBerplanmaBig: X

kurzfristig: X

mittelfristig: X

langfristig: X

Weitere notwendige Erlauterungen:




(...)

Sachdarstellung/Begriindung:

l.

Brandschutzdienststelle ist nach § 25 des Gesetzes Uber den Brandschutz, die Hilfeleistung
und den Katastrophenschutz fiir das Land Nordrhein-Westfalen (BHKG NRW) die
Gemeinde, deren Feuerwehr Uber geeignete hauptamtliche Krafte in ausreichender Anzahl
verfugt. Die Brandschutzdienststelle der Stadt Bergisch Gladbach ist Bestandteil der
Feuerwehr Bergisch Gladbach. Aufgabe der Brandschutzdienststelle ist es, Belange des
Brandschutzes sowohl in Genehmigungsverfahren als auch nach MalRgabe baurechtlicher
Vorschriften wahrzunehmen.

Gemal § 26 Absatz 1 BHKG sind Gebaude, Betriebe und Einrichtungen, die in erhéhtem
Mafe brand- oder explosionsgefahrdet sind oder in denen bei Ausbruch eines Brandes oder
bei einer Explosion eine grol3e Anzahl von Personen oder bedeutende Sachwerte gefahrdet
werden koénnen, im Hinblick auf die Belange des Brandschutzes zu Uberprifen. Dazu werden
Brandverhiitungsschauen durchgefihrt. Die Brandverhitungsschau dient der Feststellung
brandschutztechnischer Mangel und Gefahrenquellen sowie der Veranlassung von
MafRnahmen, die der Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch
vorbeugen und bei einem Brand oder Ungliicksfall die Rettung von Menschen und Tieren,
den Schutz von Sachwerten sowie wirksame Loscharbeiten ermdglichen. Sie ist in
regelmafigen Zeitabstanden durchzufihren.

Die Brandverhutungsschau ist gemafR § 26 Absatz 2 BHKG eine Aufgabe der Gemeinde und
wird von der Brandschutzdienststelle wahrgenommen.

Il.

Die Gemeinden kdnnen flr die Durchfihrung der Brandverhitungsschau gemaf § 52 Absatz
5 BHKG Gebuhren aufgrund einer Satzung erheben. Fur die Gestellung von
Brandsicherheitswachen und fur Leistungen der 6ffentlichen Feuerwehren, die Gber die im
BHKG genannten Aufgabenbereich hinausgehen, kénnen die Gemeinden zudem Entgelte
erheben.

Die bisherige Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fur die Durchfuhrung der
Brandschau und Entgeltordnung fiir sonstige Leistungen des vorbeugenden Brandschutzes
in der Stadt Bergisch Gladbach ist seit dem 01.04.1999 in Kraft. Die aktuellen Gebuhren und
Entgelte wurden letztmals zum 01.01.2011 angepasst. Wie bereits im Vorjahr angekindigt,
Drucksachen-Nr. 0475/2022, erfolgte eine Neukalkulation der Gebuhren und Entgelte vor
dem Hintergrund der Kostenentwicklung der letzten Jahre und der
HaushaltskonsolidierungsmafRnahmen. Zudem waren inhaltliche und redaktionelle
Anderungen notwendig.

Eine wesentliche Anderung ist die zukiinftige Trennung in eine eigenstandige Satzung und
eine eigenstandige Entgeltordnung. Der bisherigen ,Zusammenfassung“ der Satzung und
Entgeltordnung standen mittlerweile Bedenken entgegen, da es sich um zwei rechtlich
unabhangige Konstrukte mit unterschiedlichen Rechtsgrundlagen handelt. Wahrend die
Erhebung von Gebuhren fir die Durchfuihrung der Brandverhitungsschau 6ffentlich-
rechtlicher Natur ist, erfolgt die Erbringung sonstiger Leistungen aufgrund einer
privatrechtlichen Vereinbarung.

Grundlage der zukiinftig zu erhebenden Geblhren und Entgelte ist die beigeflgte
Kalkulation, Anlage 1.



[l
Die Satzung uber die Erhebung von Gebulhren fiir die Durchfihrung der
Brandverhitungsschau ist wie folgt zu fassen:

Satzung
tiber die Erhebung von Gebiihren fiir die Durchfiihrung der Brandverhiitungsschau in
der Stadt Bergisch Gladbach

Praambel

Aufgrund der §§ 52, 26 des Gesetzes Uber den Brandschutz, die Hilfeleistung und den
Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV.NRW. S. 886), zuletzt durch Art.
6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762) geandert, § 7 der Gemeindeordnung
fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.
Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April
2022 (GV. NRW. S. 490) und der §§ 1 und 4 des Kommunalabgabengesetzes fur das Land
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt gedndert
durch Art. 1 des Gesetzes vom 25. April 2023 (GV. NRW. S. 233) hat der Rat der Stadt
Bergisch Gladbach in seiner Sitzung am 05.09.2023 die folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Brandverhiitungsschau

(1) Die Brandverhitungsschau wird von der Brandschutzdienstelle der Stadt Bergisch
Gladbach durchgeftihrt, um praventiv zu prifen, ob Gebaude und Einrichtungen, die
in erhéhtem Malde brand- oder explosionsgefahrdet sind oder in denen bei Ausbruch
eines Brandes oder bei einer Explosion eine gro3e Anzahl von Personen oder
bedeutende Sachwerte gefahrdet sind, den Erfordernissen des Personenschutzes,
des Sachwertschutzes und des abwehrenden Brandschutzes entsprechen.

(2) Die Brandverhutungsschau dient der Feststellung brandschutztechnischer Mangel
und Gefahrenquellen sowie der Veranlassung von Malinahmen, die der Entstehung
eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorbeugen und bei einem
Brand oder Unglucksfall die Rettung von Menschen und Tieren, den Schutz von
Sachwerten sowie wirksame Loscharbeiten ermdglichen.

(3) Die Anlage ,Brandverhitungsschaupflichtige Objektarten im Stadtgebiet Bergisch
Gladbach® ist Bestandteil dieser Satzung.

§2

Zeitliche Folge der Brandverhiutungsschau

(1) Die Brandverhitungsschau ist entsprechend dem Gefahrdungsgrad der zu prifenden
Objekte in Zeitabstanden von langstens sechs Jahren durchzufuhren.

(2) In allen Objekten, fur die nach der Sonderbauverordnung, aufgrund von
baurechtlichen Anordnungen oder Genehmigungen wiederkehrende Prufungen in
kirzeren Abstanden durch die Untere Bauaufsichtsbehérde vorgeschrieben sind,
kann die zeitliche Folge der Brandverhltungsschau an diese Bestimmungen
angepasst werden.



(1)

(2)

3)

(1)

(2)

(1)

(2)

(1)

(2)

§3
Gebuhrenpflichtige Amtshandlungen

Die Stadt Bergisch Gladbach erhebt fir die Durchfiihrung der Brandverhitungsschau
Gebluhren.

Gebluhrenpflichtige Leistungen sind die Durchfiihrung der Brandverhitungsschau im
Sinne von § 1 einschlieBlich deren Vor- und Nachbereitung sowie die erforderlichen
Nachbesichtigungen (Nachschau) einschlieRlich deren Vor- und Nachbereitung. Dies
gilt auch, wenn die Bauaufsichtsbehorde die flr die Brandverhltungsschau
zustandige Dienststelle an wiederkehrenden Prufungen beteiligt und im Rahmen
dessen eine BrandverhlUtungsschau erfolgt.

Unberuhrt bleibt das Recht anderer Behorden, insbesondere der
Bauaufsichtsbehoérde, zur Erhebung von Gebuhren aufgrund besonderer
Vorschriften, wenn sie in eigener Zustandigkeit an der Durchflihrung der
Brandverhiitungsschau teilgenommen haben oder nach Durchflihrung der
Brandverhitungsschau tatig geworden sind.

§4

Gebiihrenmafstab und Auslagenersatz

Die Gebuihren werden nach MalRgabe dieser Satzung und des Geblhrentarifs, der
Bestandteil dieser Satzung ist, erhoben. Sie werden nach der Dauer der
Amtshandlung, nach der Anzahl der an der Amtshandlung beteiligten Personen und
den Kosten flr die Benutzung eines Fahrzeuges berechnet. Sofern Fremdleistungen
in Anspruch genommen werden, so werden die dafur entstehenden Auslagen der
Gebuhr hinzugerechnet.

Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der Amtshandlung entstehen,
sind zu ersetzen, auch wenn eine Befreiung von der Gebuhr fir die Amtshandlung
besteht.

§5
Gebiihrenschuldnerinnen und Geblihrenschuldner

Gebuhrenschuldnerin oder Gebuhrenschuldner ist die Eigentiumerin, der Eigentimer,
die Besitzerin, der Besitzer oder die sonstige nutzungsberechtigte natirliche oder
juristische Person des der Brandverhitungsschau unterworfenen Objektes. Mehrere
Personen im Sinne des Satzes 1 haften als Gesamtschuldnerinnen.

Gebuhrenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen des § 5 Absatz 6 des
Kommunalabgabengesetzes flr das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils
geltenden Fassung.

§6
Entstehung und Falligkeit

Die Gebuhr entsteht mit Abschluss der Amtshandlung und wird mit Bescheid
festgesetzt. Sie ist innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheides fallig.

Die Entrichtung der Geblihr kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Entrichtung innerhalb des angegebenen Zeitraumes eine erhebliche Harte fur die
Schuldnerin oder den Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch durch die



Stundung nicht gefahrdet erscheint.

Die Stundung ist in der Regel nur auf Antrag und bei einer Gebuhr, die 500 Euro
Uberschreitet, gegen Sicherheitsleistung zu gewahren.

(3) Von der Erhebung von Gebihren kann abgesehen werden, soweit dies nach Lage
des Einzelfalles eine unbillige Harte ware oder aufgrund gemeindlichen Interesses
gerechtfertigt ist.

§7

Inkrafttreten und AuBerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.10.2023 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung tber die Erhebung von Geblhren fir die Durchfiihrung
der Brandschau und Entgeltordnung fur sonstige Leistungen des vorbeugenden
Brandschutzes in der Stadt Bergisch Gladbach vom 01.04.1999 aul3er Kraft.

Anlage ,,Brandverhiitungsschaupflichtige Objektarten im Stadtgebiet Bergisch

Gladbach*

Kennziffer | Objekt

01.00 Pflege- und Betreuungsobjekte

01.01 Krankenhauser nach Prifverordnung (PrifVO NRW)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

01.02 Einrichtungen zur Pflege- und Betreuung ab 1600 m? nach Prifverordnung
(PriafvO NRW)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

01.03 Einrichtungen zur Pflege- und Betreuung zwischen 200 m? und 1600 m? nach
der jeweils aktuellen Richtlinie

01.04 Altenwohnungen (ohne Pflege und Betreuung) ab 1.600 m?

01.05 Gebaude fir hilfsbediirftige minderjahrige Personen (ab 9 Personen)

01.06 Gebaude fur kdrperlich und geistig behinderte Personen (ab 9 Personen)

01.07 Gebaude fur kérperlich und geistig behinderte Personen bei nur tagstber
Untergebrachten (ab 20 Personen)

01.08 Kindergarten und -horte bis 4 Gruppen und
Kindertagesstatten, Jugendheime, Gemeindezentren

01.09 Kindergarten und Horte ab 5 Gruppen nach Prufverordnung (PrifVO NRW)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

02.00 Ubernachtungsobjekte

02.01 Beherbergungsbetriebe nach Prifverordnung (PrifVO NRW) (ab 61 Betten)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

02.02 Beherbergungsbetriebe nach Sonderbauverordnung SBau VO NRW (ab 13
Betten)

02.03 Obdachlosenunterkunfte

02.04 Notunterkinfte (Aussiedler, Umsiedler, Asylbewerber)

02.05 Campingplatze (Camping- und Wochenendplatzverordnung - CWVO NRW -)

02.06 Schwestern- und Studentenwohnheime (ab 13 Betten)

03.00 Versammlungsobjekte

03.01 Gebaude mit Versammlungsraumen (ab 200 Personen) oder Gebaude mit




mehreren Versammlungsraumen mit gemeinsamen Rettungswegen (ab 200
Personen)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

03.02 Versammlungsstatten im Freien (ab 1000 Personen)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

03.03 Sportstadien (ab 5.000 Platze)

(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

03.10 Versammlungsobijekte, die nicht der PrifVO NRW unterliegen

03.11 Schank-/Speisewirtschaften (ab 400 Platze)

03.12 ebenerdige Schank-/Speisewirtschaften in mehrfach genutzten Gebauden
(ein- oder mehrgeschossig), (ab 200 Personen - bei fehlender
Personenangabe 2 Personen pro m? Freiflache -)

03.13 Mehrgeschossige oder nicht ebenerdige Schank-/Speisewirtschaften in
mehrfach genutzten Gebauden (ab 50 Personen)

03.14 Schank-/Speisewirtschaften mit Tanzflachen (ab 50 Personen)

03.15 Gebaude mit Buihnen, Szenenflachen oder Filmvorfliihrungen (ab 50
Personen)

03.16 Raume fiur Sportveranstaltungen in mehrfach genutzten Gebauden ab 1.000
m2

04.00 Unterrichtsobjekte

04.01 Schulen nach Schulbaurichtlinie (SchulBauR NRW)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

04.02 Unterrichtsraume (ab 100 Personen), fir die die SchulBauR NRW nicht gelten,
in sonst anders genutzten Gebauden

04.03 Unterrichtsraume wie unter Ziffer 04.02, jedoch nicht ebenerdig (ab 50
Personen)

04.04 Eigenstandige Unterrichtsgebaude/-trakte fur die die SchulBauR NRW nicht
gelten

05.00 Hochhéuser

05.01 Hochhauser ab 60 m nach Prifverordnung (PrifVO NRW)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

05.02 Hochhauser (ab 22 m) bis 60 m nach SBau VO NRW

05.03 Wohngebdude ab 6 Vollgeschosse

06.00 Verkaufsobjekte

06.01 Verkaufsstatten nach Prifverordnung (PrafVO NRW)
(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

06.02 Gemeinschaftsladenzentren mit mehr als 1.000 m? Verkaufsflache

06.03 Verkaufsstatten, fur die PrifVO NRW nicht gilt, in Verbindung zu anders
genutzten Gebduden mit mehr als 1.000 m? Verkaufsflache

06.04 Verkaufsstatten wie unter Ziffer 06.03, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als
500 m? Verkaufsflache

07.00 Verwaltungsobjekte

07.01 Mehrgeschossige Gebaude ab mittlerer Hohe mit mehr als 3.000 m?
Nutzflache

07.02 Verwaltungsraume in mehrfach genutzten Gebauden ab mittlerer Hohe mit
mehr als 1.000 m? Nutzflache

07.03 Mehrgeschossige Gebaude geringer Hohe mit mehr als 5000 m?

Geschossflache




08.00

Ausstellungsobjekte

08.01 Museen

08.02 Messegebaude

09.00 Garagen

09.01 GroRgaragen nach Prifverordnung (PrafVO NRW)

(Uberpriifungspflichtige Objekte nach Priifverordnung)

09.02 Unterirdische, geschlossene Mittelgaragen in Verbindung zu anders genutzten
Gebauden mit mehr als 500 m?

10.00 Gewerbeobjekte

10.01 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang von/mit tGiberwiegend
brennbaren Stoffen mit einer Brandabschnittsgré3e von mehr als 800 m?

10.02 Betriebe wie unter Ziffer 10.01, jedoch nicht ebenerdig mit einer
Brandabschnittsgrélie von mehr als 400 m2

10.03 Betriebe wie unter Ziffer 10.01, jedoch in unmittelbarer Verbindung zu
Wohngebauden mit einer Brandabschnittsgréie von mehr als 200 m?

10.04 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang von/mit Gberwiegend
nichtbrennbaren Stoffen mit einer BrandabschnittsgréRe von mehr als 1.600
m2

10.05 Betriebe wie unter Ziffer 10.04, jedoch nicht ebenerdig mit einer
Brandabschnittsgréfie von mehr als 800 m?

10.06 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang von/mit Gberwiegend
brennbaren Flissigkeiten, Gasen und Gefahrenstoffen, die gemaR der
Verordnung Uber brennbare Flissigkeiten (BetrSichVO NRW), der
Druckbehalter-Verordnung (DruckbehalterVO NRW), des
Chemikaliengesetzes (ChemikalienG) oder des Sprengstoffgesetz
(SprengstoffG) mit besonderen BrandschutzmalRnahmen durch das Staatliche
Amt fir Arbeitsschutz (StAfA) oder das Staatliche Umweltamt (StUA)
genehmigt wurden

10.07 Gebaude zur Lagerung brennbarer Flissigkeiten, die gemal BetrSichVO
NRW, DruckbehalterVO NRW, ChemikalienG, oder SprengstoffG mit
besonderen Brandschutzmalinahmen durch das StAfA oder StUA genehmigt
wurden

10.08 Gebaude zur Lagerung uberwiegend nichtbrennbarer Stoffe mit mehr als
3.200 m? Lagerflache

10.09 Gebaude wie unter Ziffer 10.08, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 1.600 m?
Lagerflache

10.10 Gebaude zur Lagerung brennbarer Stoffe mit mehr als 1.600 m? Lagerflache

10.11 Gebaude wie unter Ziffer 10.10, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 800 m?
Lagerflache

10.12 Freilager fur Uberwiegend brennbare Stoffe mit mehr als 5.000 m?
Lagerflache

10.13 Hochregallager

11.00 Sonstige brandverhiitungsschaupflichtige Objekte

11.01 Baudenkmaler, die besonders brandgefahrdet sind

11.02 Landwirtschaftliche Betriebsgebaude mit mehr als 2.000 m* umbauten Raum

11.03 Unterirdische Verkehrsanlagen

11.04 Objekte mit radioaktiven Stoffen ab Gruppe 3 nach Strahlenschutzverordnung
(StrahlenschutzVO NRW)

11.05 Anlagen und Einrichtungen mit biologischen Arbeitsstoffen ab Gefahrengruppe

2 nach dem Entwurf der Richtlinie flr den Feuerwehreinsatz in Anlagen mit




biologischen Arbeitsstoffen

11.06 Bahnhdofe mit Verkaufsstatten grofRer als 500 m? Verkaufsflache

11.07 Sonstige Objekte, bei denen aufgrund ortlicher Gefahreneinschatzung eine
Brandverhitungsschau durchgefihrt wird (sofern nicht schon in anderer
Kategorie)

11.08 Sonstige Objekte, an die im Genehmigungsverfahren besondere
Anforderungen gestellt wurden (sofern nicht schon in anderer Kategorie)

Hinweis:
Ein nicht ausdrucklich aufgefuhrtes Objekt ist einer vergleichbaren Objektkennziffer oder
Objektart zuzuordnen, wenn es Gegenstand von Amtshandlungen ist.

Gebluhrentarif
zur Satzung liber die Erhebung von Gebiihren fiir die Durchfiihrung der
Brandverhiitungsschau in der Stadt Bergisch Gladbach

I. Die Gebuhr fir Amtshandlungen nach § 3 Absatz 2 betragt je Person
- fur die ersten angefangenen 60 Minuten 96,00 €,
- fir jede weiteren angefangenen 30 Minuten 48,00 €,

II. Die Gebuhr fur die Benutzung eines Fahrzeuges bei Ortsterminen betragt pauschal
27,00 €.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fir die Durchfihrung der
Brandverhutungsschau wird hiermit im vollen Wortlaut 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung bei Zustandekommen dieser Entgeltordnung nach Ablauf eines Jahres
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann. Dies gilt nicht, wenn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
nicht durchgefthrt wurde,

b) die Entgeltordnung nicht ordnungsgemaf oéffentlich bekannt gemacht worden ist,

c) der BUrgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet hat oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenuber der Gemeinde vorher gerugt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wurde, die den Mangel ergibt.

Bergisch Gladbach, den

Frank Stein
Blrgermeister

V.

Die Entgeltordnung firr sonstige Leistungen der Brandschutzdienststelle der Stadt Bergisch
Gladbach ist wie folgt zu fassen:

Entgeltordnung
fiir sonstige Leistungen der Brandschutzdienststelle der Stadt Bergisch Gladbach

Praambel




Aufgrund des § 52 des Gesetzes Uber den Brandschutz, die Hilfeleistung und den
Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 2015 (GV.NRW. S. 886), zuletzt geadndert
durch Art. 6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762) und der §§ 41, 77 der
Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in
seiner Sitzung am 05.09.2023 die folgende Entgeltordnung beschlossen:

§1

Geltungsbereich

Die Brandschutzdienststelle der Stadt Bergisch Gladbach kann fir Dritte sonstige
Leistungen, die Gber den im BHKG in der jeweils geltenden Fassung genannten
Aufgabenbereich hinausgehen, erbringen. Ein Rechtsanspruch auf diese Leistungen besteht
nicht. Die Brandschutzdienststelle entscheidet nach pflichtgemakem Ermessen Uber
Zeitpunkt, Art und Umfang der Leistung.

§2

Sonstige Leistungen

(1) Die Brandschutzdienststelle der Stadt Bergisch Gladbach kann auf mundlichen oder
schriftlichen Auftrag insbesondere folgende sonstige Leistungen zu einem definierten
Obijekt erbringen:

- Beratungen (mundlich, schriftlich),

- Anfertigen gutachtlicher Stellungnahmen,

- Erstellen von Brandschutzgutachten,

- Erstellen von Brandschutzkonzepten,

- Durchfiihren von brandschutztechnischen UberprUfungen,

- Prifen und Freigeben von Feuerwehrplanen, Feuerwehrlaufkarten, Flucht- und
Rettungsplanen, Brandschutzordnungen, Evakuierungs- oder Rdumungskonzepten,
Alarmplanen,

- Uberpriifen von Brandmeldeanlagen vor Inbetriebnahme, bei regelmaBigen
Wartungen nach normativen Anforderungen, nach Anderungen an der Anlage
sowie bei Fehlern,

- Einrichten und Uberprifen von Schliefdanlagen,

- Einlegen von Schlisseln in eine SchlieRanlage,

- Koordinieren und auswerten von Anfahr- und Anleiterproben an Objekten oder
Grundstlicken sowie Zufahrten,

- Begleitende Mal3nahmen im Zuge der Mangelbeseitigung nach Brandverhutungs-
schauen.

(2) Far Leistungen, die nicht unter Absatz 1 aufgefuhrt sind, kdnnen
Sondervereinbarungen getroffen werden.

§3
Bemessung des Entgelts

(1) Die Entgelte werden nach MaRRgabe dieser Entgeltordnung und des Entgelttarifs, der
Bestandteil dieser Entgeltordnung ist, erhoben. Sie werden nach der Dauer der
Leistungserbringung, nach der Anzahl der an der Leistungserbringung beteiligten
Personen und den Kosten fir die Benutzung eines Fahrzeuges berechnet. Sofern



Fremdleistungen in Anspruch genommen werden, so werden die daflir entstehenden
Auslagen dem Entgelt hinzugerechnet.

(2) Bei den im Entgelttarif genannten Betragen handelt es sich um Nettobetrage. Soweit
die Leistung der gesetzlichen Umsatzsteuer unterliegt, ist diese zusatzlich zu
entrichten.

§4
Entgeltschuldnerin

Entgeltschuldnerin ist die natirliche oder juristische Person, die die Leistung in Auftrag gibt
oder geben lasst. Mehrere Personen im Sinne des Satzes 1 haften als
Gesamtschuldnerinnen.

§5
Entstehung und Falligkeit

(1) Der Anspruch auf Zahlung eines Entgeltes zuzlglich der gegebenenfalls anfallenden
Umsatzsteuer entsteht, sobald die Stadt Bergisch Gladbach den mindlichen oder
schriftlichen Auftrag annimmt und mundlich oder schriftlich bestatigt.

(2) Das Entgelt zuzlglich der gegebenenfalls anfallenden Umsatzsteuer wird mit
Erbringung der Leistung fallig und durch Rechnung eingefordert. Das Entgelt ist
innerhalbeiner Woche nach Zugang der Rechnung zu entrichten.

(2) Die Erbringung der Leistung kann von der Zahlung eines angemessenen
Entgeltvorschusses abhangig gemacht werden.

§6
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten

(1) Diese Entgeltordnung tritt am 01.10.2023 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fir die Durchfihrung

der Brandschau und Entgeltordnung fiir sonstige Leistungen des vorbeugenden
Brandschutzes in der Stadt Bergisch Gladbach vom 01.04.1999 auler Kraft.

Entgelttarif
zur Entgeltordnung fur sonstige Leistungen der Brandschutzdienststelle der Stadt
Bergisch Gladbach

|. Das Entgelt fur Leistungen nach § 2 Absatz 1 betragt je Person flr jede angefangenen
30 Minuten 48,00 €.

Il. Das Entgelt fur die Benutzung eines Fahrzeuges bei Ortsterminen betragt pauschal
27,00 €.
Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Entgeltordnung flir sonstige Leistungen der Brandschutzdienststelle der
Stadt Bergisch Gladbach wird hiermit im vollen Wortlaut 6ffentlich bekannt gemacht.



Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung bei Zustandekommen dieser Entgeltordnung nach Ablauf eines Jahres
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann. Dies gilt nicht, wenn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
nicht durchgefihrt wurde,

b) die Entgeltordnung nicht ordnungsgemalf oéffentlich bekannt gemacht worden ist,

c) der BUrgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet hat oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenuber der Gemeinde vorher geriigt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wurde, die den Mangel ergibt.

Bergisch Gladbach, den

Frank Stein
Blrgermeister



	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

